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Sehr geehrte Frau Schwinger, 
sehr geehrte Damen und Herren,  

wir bedanken uns für die Möglichkeit, unsere fachlichen Anmerkungen zum o. g. Gesetzesentwurf 

abgeben zu können. 

 

Zu Artikel 1 §2 Ombudsstelle  

Wir begrüßen und befürworten die Verortung der Ombudsstelle für Auszubildende nach dem 

Pflegeberufsgesetz und dem Pflegefachassistenzgesetz bei der Pflegekammer Nordrhein-Westfalen 

sehr. Da das Landesumsetzungsgesetz zum 01.01.2027 wirksam werden soll, gehen wir davon aus, 

dass ab diesem Zeitpunkt ebenso die Ombudsstelle bei der Pflegekammer Nordrhein-Westfalen 

anzusiedeln ist. Wir schlagen vor, den Zeitpunkt der Umsetzung in §2 zu konkretisieren und auf den 

01.01.2027 festzulegen und machen darauf aufbauend folgenden Änderungsvorschlag.  

 

Änderungsvorschlag §2 Abs. 1 S. 2 Landesausführungsgesetz Pflegeberufe (GV. NRW. S. 767) 

„Die Ombudsstelle wird ab dem 01.01.2027 bei der Pflegekammer Nordrhein-Westfalen verortet.“ 

 

Zu Artikel 1 §4 Abs. 3 Fachkräfte-Auszubildenden Relation 

Einhergehend mit der Gesetzesbegründung dient eine angemessene Fachkräfte-Auszubildenden-

Relation dem Schutz der Auszubildenden. Jedoch suggeriert die Regelung eine praktische Ausbildung 
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und Anleitung durch alle Pflegefachpersonen, und nicht durch Praxisanleitende. Praxisanleitung 

ermöglicht eine Sicherstellung der Ausbildungsziele und ist daher durch entsprechend qualifiziertes 

Personal zu erbringen – auch zum Schutz der Auszubildenden. Die Geeignetheit von Einrichtungen 

ist deshalb auch zwingend anhand der vorhandenen Praxisanleitenden zu beurteilen. Wir empfehlen 

ein Verhältnis von Praxianleitenden zu Auszubildenden ebenfalls in die Anforderungsprüfung der 

Landesrechtlichen Regelungen entsprechend §7 Abs. 5 PflBG und §6 Abs. 3 PflFAssG aufzunehmen. 

 

Wir begrüßen den Wegfall der Übergangsvorschriften nach ehem. §5 Landesausführungsgesetzt. Auf 

diese Weise werden die geltenden Reglungen vereinheitlicht und übersichtlicher.  

Im Ursprünglichen §6 ist jedoch noch die Sprache zur Überprüfung der Wirksamkeit des 

Landesausführungsgesetztes und einem entsprechenden Bericht an den Landtag zum 31.12.2026. 

Eine gezielte Wirksamkeitsprüfung befürworten wir ausdrücklich und plädieren für eine 

Wiederaufnahme der Berichtspflicht über die Wirksamkeit des Landesausführungsgesetztes an den 

Landtag.  

 

Zu Artikel 2 §1 Qualifikation der Lehrkräfte 

Die ursprüngliche Übergangs- und Ausnahmeregelung für Lehrkräfte, die nicht über eine 

Hochschulausbildung auf Masterniveau verfügen, wird hier in eine regelhafte Verordnung überführt. 

Das regelhafte Einsetzen von Lehrpersonal mit Bachelor-Abschluss ordnen wir sehr kritisch ein. 

Immerhin handelt es sich bei der neu zu etablierenden generalistischen Pflegefachassistenz um eine 

Zielgruppe mit komplexen Bedarfen. Um diesen Bedarfen gerecht zu werden, wird Lehrpersonal mit 

Erfahrung und Qualifikation benötigt. Daher setzen wir uns dafür ein, einen verbindlichen Anteil von 

Lehrpersonal mit Hochschulabschluss auf Masterniveau festzulegen und zugleich das Verhältnis zu 

Lehrkräften mit Bachelor- oder vergleichbarer Qualifikation zu regeln. Auf diese Weise kann die 

Qualität der Ausbildung nachhaltig gesichert werden. 

 

 

Zu Artikel 2 §2 Verhältnis hauptberuflicher Lehrkräfte 

In §2 wird abweichend vom PflBG das Verhältnis von einer Lehrperson zu 25 Auszubildenden, in 

Ausnahmefällen auch 28 Auszubildenden, fortgeführt. Diese Fortführung kritisieren wir. Zusätzlich 

zu den Qualifikations-Anforderungen an Lehrpersonen in §1 DVO-PflBG-PflFassG werden derart 

große Auszubildenden-Kohorten der Zielgruppe nicht gerecht, dies senkt die Qualität der Ausbildung 

herab und steigert die eigentlichen Anforderungen an das Lehrpersonal noch zusätzlich. Wir 

plädieren daher dringend dafür das Verhältnis von Lehrpersonal zu Auszubildenden auf 1:20 

festzulegen, entsprechend §8 Abs. 2 S.1 PflFAssG und §9 Abs. 2 S. 1 PflBG.  

 

Grundsätzlich begrüßen die Ausweitung der praktischen Ausbildungskapazitäten in Artikel 2 §3. 

Immerhin kommt es insbesondere in ländlichen Bereichen zu Engpässen an Einsatzorten für vertiefte 

pflegerische Aufgabengebiete wie der pädiatrischen Versorgung.  
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Zu Artikel 2 §3 Abs. 1 S. 4.  Einrichtungen zur Durchführung der praktischen Ausbildung 

Zur Durchführung der praktischen Ausbildung von Pflegefachpersonen halten wir Praxen der 

kinderärztlichen Versorgung nicht geeignet. Ein Einsatz in der kinderärztlichen Versorgung vermittelt 

nicht genügend pflegerische Inhalte. Insbesondere wenn es sich um einen ausschließlichen 

Praxiseinsatz in kinderärztlichen Praxen ohne vorwiegend pflegerisches ergänzendes Setting 

handelt. Darüber hinaus ist diese Regelung nicht konform mit §1 PflFAssAPrV, den Inhalten der 

Ausbildung. Wir empfehlen daher die Reglung zu kinderärztlichen Praxen für die praktische 

pflegerische Ausbildung nur in Ausnahmefällen, nach Genehmigung der zuständigen Behörde und 

dem Nachweis von Mangel an pädiatrischen Einsatzorten in der Region zu ermöglichen.  

 

Bei Rückfragen stehen wir Ihnen auch gerne im persönlichen Gespräch zur Verfügung. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Sandra Postel 

Präsidentin 

 

 




